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1. Ausgangslage

Die Auseinandersetzung mit der Staatsverschuldung hat nichts an Attraktivität und Aktualität verloren, im Gegenteil; mit Schuldenstandsquoten auf Rekordhöhe und jährlich wiederkehrenden neuen Defiziten – sowohl in Deutschland als auch in den anderen Industrieländern – ist das Thema drängender den je.

1.1. Darstellung der Situation 
Um die Dimension des Problems zu veranschaulichen seien vorab einige Zahlen und Beispiele genannt:

· Der Schuldenstand (d.h. die Summe aller über die Jahre angehäuften  Schulden) des Bundes stieg von 18 Mrd. DM im Jahre 1950
 auf 970,217 Mrd. DM im Jahre 1998
 , eine Steigerung um 5290 % in 48 Jahren.

· Die Schuldenstandsquoten (d.h. der prozentuale Anteil des Schuldenstandes am BSP) ist in fast allen Industrieländern kontinuierlich gestiegen:


1970

19803
1996


Belgien
69 %
82 %
 127%

Deutschland
18 %
33 %
63 %

Frankreich
    k. A.
31 %
63 %

Großbritannien
82 %
54 %
60 %

Japan
12 %
52 %
81 %

Niederlande
51 %
45 %
77 %

USA
45 %
38 %
61 %

· Die Pro-Kopf-Verschuldung betrug bereits 1989 mehr als 17.000,- DM

· Der Schuldendienst der Bundesrepublik betrug für 1998  56,31 Mrd. DM, das sind 12,3 % der gesamten Bundesausgaben und liegt somit fast auf gleicher Höhe wie die Neuverschuldung, die 1998  56,43 Mrd. DM betrug.

1.2.  Folgen der Staatsverschuldung 

Welche Folgen haben nun die aufgezeigten Entwicklungen der Staatsverschuldung? Das hängt entscheidend von der zur Analyse der Auswirkungen gewählten Theorie ab.


1.2.1. Die keynsianische Theorie

Die keynsianische Theorie
 verneint alle Arten negativer Effekte und sieht darin lediglich ein weiteres Mittel der Umverteilung innerhalb der gegenwärtigen Generation, das besonders geeignet sei, etwa in rezessiven Phasen als "deficit spending" Beschäftigung und Einkommen zu stimulieren. 

1.2.2. Die neoklassische Theorie Buchanans 
Die neoklassische Theorie Buchanans8 sieht in der Staatsverschuldung ein negativ zu bewertendes Instrument, das den zukünftigen Generationen schwere Lasten aufbürdet. Bei ihm steht mehr der einzelne, nicht so sehr die Gesamtheit der Bevölkerung im Mittelpunkt seiner Argumentation. Durch diese Fokussierung und die nicht auf eine Periode bzw. Generation beschränkte Betrachtungsweise (im Gegensatz zur keynsianischen Theorie) werden diese zukünftigen Belastungen verdeutlicht.


1.2.3. Die Theorie Barros
Einen dritten Ansatz wählte Barro mit der sogenannten Ricardianischen Äquivalenz 
: da der einzelne in weiser Voraussicht sein Verhalten anpaßt entstehen überhaupt keine Folgen für zukünftige Generationen - eine befristete, nicht eine kontinuierlich steigende Staatsverschuldung unterstellt. Die Verhaltensanpassung sähe folgendermaßen aus: bei hoher Staatsverschuldung spart der einzelne Bürger heute auch vermehrt Kapital an, damit er oder seine Erben in der Zukunft in der Lage sind, diese Schuld in Form von höheren Steuern zurückzuzahlen.

Auch eine Kombination dieser drei Ansätze ist vorstellbar
, worauf hier einzugehen aber das Thema sprengen würde. 

1.3.  Gründe zur Rechtfertigung der Staatsverschuldung

Auf einige dieser Rechtfertigungen soll hier exemplarisch kurz eingegangen werden
.

Eine - vielleicht die in der Vergangenheit am häufigsten bemühte - Rechtfertigung lautet, daß durch deficit spending gemäß der keynsianischen Theorie rezessive Phasen überwunden werden können. Allerdings können dabei Verdrängungseffekte, das sogenannte growding out, entstehen, bei dem die staatlichen Investitionen die privaten teilweise verdrängen und so die beabsichtigte Wirkung abgeschwächt wird. Das deficit spending ist politisch umstritten, empirisch nicht belegt und birgt die Gefahr, daß zwar in rezessiven Phasen die Staatsverschuldung steigt, dann aber bei einsetzender Konjunkturbelebung nicht wieder abgebaut wird.

Auch das Argument, durch die Staatsverschuldung ließen sich zusätzliche finanzielle Spielräume für den Staat schaffen gilt nur unter der von Domar
 aufgestellten Annahme, daß der Realzins niedriger sei als das Wirtschaftswachstum; hier und heute sind wir hingegen weit von diesem Zustand entfernt.

Das Argument der Steuerglättung, bzw. des „tax-smoothing“, das besagt, der Staat solle für schwankende Finanzierungsbedarfe das Instrument der Kreditfinanzierung dem der Steueranpassung vorziehen, da dies zum einen für ihn selbst verwaltungstechnisch einfacher, schneller und billiger sei und zum anderen für die Bürger mehr Planungssicherheit bringe, ist allenfalls eine Rechtfertigung für eine temporäre, keinesfalls aber für eine permanente Verschuldung.

Eine gängige Rechtfertigung ist die intertemporäre Lastenverteilung: da auch zukünftige Generationen von den heutigen staatlichen Investitionen profitieren scheint es nur angebracht, diese (durch die Staatsverschuldung) auch an den Kosten dafür zu beteiligen. Allerdings ist in allen wichtigen Industrieländern die Staatsverschuldung viel stärker gestiegen als die staatlichen Investitionsausgaben..

Eine weitere, auf den ersten Blick durchaus schlüssige, Rechtfertigung ist auch die These, daß bei der Staatsverschuldung der Bürger Schuldner und Gläubiger zugleich sei; Schuldner, da er sie mittels Steuerbelastung zurückzahlen muß, Gläubiger, da er die entsprechenden Schuldpapiere zeichnet. Deshalb gebe es keine negativen Effekte.

Dabei wird allerdings nicht berücksichtigt, daß es sich dabei auch um ein Umverteilungsproblem handelt, denn alle betroffenen Bürger müssen höhere Steuern bezahlen, aber nur ein Teil erhält Zinsen (so waren z.B. 1989 mit 70% Banken die Hauptgläubiger des Staates
). Sitzt der Gläubiger darüber hinaus im Ausland (1989 betrug die Auslandsverschuldung der BRD 19%
), so ist der negative Effekt durch realen Vermögensabfluß für den Wirtschaftskreislauf offensichtlich.

All diese Verschuldungstheorien und -rechtfertigungen sind  – mehr oder minder –  im Rahmen ihrer eigenen Modellannahmen schlüssig und doch erklären sie alle die empirischen Entwicklungen der letzte Jahre und Jahrzehnte nicht oder nur unzureichend. Deshalb muß die Frage gestellt werden, ob es noch andere Gründe bzw. Erklärungsmodelle für die Entstehung der Staatsverschuldung gibt.

2. Staatsverschuldung aus der Sicht der Neuen Politischen Ökonomie

Tatsächlich lassen sich auch und vor allem nichtökonomische Gründe, insbesondere aus dem politischen, psychologischen und entscheidungsorientierten Umfeld, zur Erklärung der zu beobachtenden Entwicklungen heranziehen
.

Einen ganz anderen Ansatzpunkt wählt deshalb die Neue Politische Ökonomie

Schon in dem ihr zugrunde liegenden Menschenbild, das von einer eigennutzorientierten Rationalität aller Beteiligten (d.h. sowohl der Politiker als auch der Wähler) statt, wie in den bisherigen Modellen, von einem weisen und wohlwollenden Planer, ausgeht, wird dieser Unterschied deutlich. Dabei führt eben diese eigennutzorientierte Rationalität in die Schuldenfalle. Die Ursachen der Staatsverschuldung liegen hierbei allgemein in den Merkmalen repräsentativer Demokratien
.

2.1. Wahlen 

Die Entscheidungsträger sind vor allem am Machterhalt interessiert und verhalten sich wahlzyklusorientiert ; sie nutzen die Staatsverschuldung zur kurzfristigen Budgetausweitung, insbesondere kurz vor Wahlen, und diese zusätzlichen Mittel werden dann vor allem in solche Projekte investiert, von denen man sich einen hohen zusätzlichen Stimmengewinn verspricht
. Die Wähler ihrerseits sind die Nachfrager nach dem staatlichen Leistungsangebot und ebenfalls daran interessiert, ihren Nutzen zu maximieren. Es gibt eine unterschiedliche Wahrnehmung der Steuer- und der Schuldfinanzierung, denn durch eine hohe Gegenwartspräferenz in Verbindung mit hohen Kosten zur Informationsbeschaffung über die Staatsverschuldung und deren Kosten in der Zukunft wird die Schuldfinanzierung weniger wahrgenommen. Diese Schuldenillusion  führt über den politischen Rückkopplungsprozß (d.h. über die Wahlen) dazu, daß das oben geschilderte Politikerverhalten auch noch honoriert wird und somit auch für die folgenden Wahlen als legitimes Mittel der Mehrheitsbeschaffung gesehen wird. Die dadurch entstehenden Lasten können auf Generationen verschoben werden, die für die heutigen Politiker sowieso nicht mehr als Wähler in Frage kämen
. 

2.2. Das Parteiensystem

Das zweite Merkmal ist das Parteiensystem. Empirische Untersuchungen
 haben gezeigt, daß in Mehrparteienkoalitionen die Staatsverschuldung um so stärker angestiegen war, je größer die Polarisierung der Koalitionspartner, je wahrscheinlicher die Abwahl oder je mehr Partner an der Koalition beteiligt waren. Im ersten und im dritten Fall liegt ein Gefangenendilemma  vor, denn selbst wenn sich alle Partner darüber einig wären, daß generell die Neuverschuldung zu verringern sei will doch jede Seite, daß die eigenen Ressorts davon weniger oder gar nicht betroffen sind, so daß letztlich vielleicht an keiner Stelle Einsparungen vorgenommen werden. Für den zweiten Fall sprechen sogar zwei mögliche Gründe; zum einen werden möglicherweise extreme (und damit extrem verschuldungsausweitende ) Anstrengungen unternommen, um doch noch eine Wende in der Stimmungslage der Wählerschaft zu erreichen und zum anderen, wenn die Abwahl bereits als sicher gilt, kann man so den Handlungsspielraum der Nachfolgeregierung einschränken um damit bereits eine Ausgangsbasis für die später Wiedererlangung der Regierungsmacht für die eigene Partei bzw. Koalition zu legen.

3. Notwendigkeit konstitutioneller Regelungen

3.1. Wege zur Implementierung

Diese Ausführungen zeigen, daß die Staatsverschuldung keineswegs als rationales Instrument im politischen Prozeß eingesetzt wird. Deshalb müssen Anreize und feste Mechanismen geschaffen werden, um diese Dilemmasituation zu überwinden und kommende Generationen, die ja größtenteils heute noch gar nicht Teil des politischen Willensbildungsprozesses sind, vor willkürlichen Belastungen zu schützen. Wie aber kann für diesen Schutz, der ja gleichzeitig einem Verzicht der heutigen Generation darstellt, eine Mehrheit gefunden werden
? Zur Durchsetzung entsprechender Regeln mittels des politischen Rückkopplungsprozesses ist es zum einen nötig, die Informationen über die Verschuldung und ihrer Folgen zu erhöhen, um die Schuldenillusion zu zerbrechen. Zum anderen sind auch persönliche Bindungen des Einzelnen an die Zukunft nötig, damit die Bereitschaft zu diesem Verzicht auf Konsum in der Gegenwart überhaupt entstehen kann. Dieser intergenerationelle Altruismus stützt sich in der Hauptsache auf die Fürsorge für die eigenen Kinder und Nachkommen; die zunehmende Anzahl kinderloser Paare stellt hierbei längerfristig eine nicht zu unterschätzende Bedrohung für die Einigungschancen der gegenwärtigen Generation auf Begrenzungskonzepte der Staatsverschuldung dar.

3.2. Vorteile konstitutioneller Regelungen gegenüber ökonomischen Grenzen

Freilich gibt es auch rein ökonomische Effekte, die ab einem bestimmten Punkt die Staatsverschuldung begrenzen
. Dies tritt aber nur ein, wenn die negativen Folgen der Verschuldung bereits heute auf gesamtwirtschaftlicher Ebene spürbar werden
, etwa in Form von hohen Realzinssätzen, steigender Arbeitslosigkeit, steigender Außenverschuldung, sinkendem Pro-Kopf-Output oder einer starken und stetigen Inflation. Ist dieser Punkt erst erreicht, so ist alles politische Handeln bloße Korrektur. Die Gefahr dieser Zuspitzung eröffnet andererseits aber auch die Möglichkeit, unter dem entstehenden Druck und der Furcht der Entscheidungsträger, daß bereits heutige Wähler direkt betroffen werden, politische Lösungen durchzusetzen, die unter normalen  Bedingungen nicht mehrheitsfähig wären
 . Konstitutionelle Regelungen hingegen sind - bei entsprechender Gestaltung - in der Lage, diese negativen Effekte, soweit sie durch Staatsverschuldung verursacht sind, bereits im Vorfeld auszuschließen, wirken also präventiv. 

4. Theoretische Gestaltungskonzepte für konstitutionelle Regelungen

Die konstitutionellen Regelungen zur Begrenzung der Staatsverschuldung lassen sich in drei Gruppen aufteilen: die objekt- oder verwendungsbezogenen, die makroökonomischen und die formell-verfahrensbezogenen Beschränkungen
.

4.1. Die objekt- oder verwendungsbezogenen Begrenzungen

Hierbei wird die Höhe der (maximal erlaubten) Staatsverschuldung für die  konjunkturelle Normallage an bestimmte Verwendungszwecke – also eine endogene Größe -, z.B. die Investitionsausgaben gebunden, wie dies etwa im Art. 115 GG geschieht. Für Krisensituationen müssen spezielle Ausnahmen vorgesehen und möglichst präzise definiert sein. Die Probleme bei dieser Art von Begrenzung liegen zum einen in der möglichen Ungenauigkeit der Definition der zugrundeliegenden Bezugsgröße, worauf später noch eingegangen werden soll, und andererseits darin, daß erfahrungsgemäß für solche Begrenzungen kein politischer Anreiz besteht, sie nicht voll auszuschöpfen.

4.2.  Die makroökonomischen Begrenzungen

Bei den makroökonomischen Begrenzungen wird die (maximal zulässige) Höhe für die Verschuldung als prozentualer Anteil an einer gesamtwirtschaftlichen Kennziffer – also einer exogenen Größe –, i.d.R. des BSP oder den Staatseinnahmen oder –ausgaben, definiert, wie es u.a. auch der Maastrichter Vertrag vorsieht. Der Vorteil liegt in einer eindeutigeren Definition der Verschuldungsgrenze und einer einfacheren Feststellung ihres Überschreitens. Auch hier müssen Ausnahmeregelungen für Sonderfälle vorgesehen werden. Die empirische Tatsache, daß feste Grenzen gerne voll ausgeschöpft werden gilt auch hier. Als Sonderfall ist es im Rahmen dieser Begrenzungsart auch vorstellbar, nicht die Höhe der Verschuldung an eine solche Kennziffer zu binden sonder die Gesamthöhe der Staatsausgaben, etwa als Anteil am BSP.


4.3.  Die formell-verfahrensbezogenen Beschränkungen

Diese stellen einzig auf die formellen Entscheidungsverfahren ab, mit denen parlamentarische Willensbildung zum Thema Staatsverschuldung erfolgt. Zwei Varianten sind denkbar: Zum einen besondere, d.h. erhöhte Mehrheitsanforderungen, etwa 2/3-Mehrheiten statt der einfachen Mehrheit, zum anderen die Festschreibung bestimmter Darlegungspflichten. Beispielsweise enthält der Balanced-Budget-Act (USA) solche Regelungen, und auch aus dem BVG-Urteil zum Art 115 GG (siehe unten) lassen sich solche Vorschriften ableiten. Der Vorteil liegt darin, daß ihnen keine ökonomischen Tatbestände zugrunde liegen, also kein strittigen Definitionen zu berücksichtigen sind. Die Außerordentlichkeit und Besonderheit erhöhter Schuldaufnahme wird klar herausgestellt und somit eine hohe Öffentlichkeitswirksamkeit erzielt. Diese verstärkte Publizität führt zu zweierlei Wirkungen. Erstens verpflichtet sie die Politik zu einer verstärkten Auseinandersetzung mit der Verschuldungsproblematik, statt sie wie bisher nur als eine weitere, normale Einnahmequelle zu betrachten, und andererseits wird durch die erhöhte Publizität auch die in der Öffentlichkeit vorhandene Schuldenillusion gemindert.

4.4.  allgemeine Anforderungen an Verfassungsgrenzen

Damit die oben angesprochenen Beschränkungsverfahren ihre Wirksamkeit entfalten können bedarf es bei ihrer praktischen Ausgestaltung der Berücksichtigung diverser zusätzlicher Aspekte.

Die konstitutionellen Regeln sollten sicher sein gegen nachträgliche Beeinflussung durch Wünsche der Politik, von Interessenverbänden und Lobbyisten, Öffentlichkeit erzeugen und den Ausnahmecharakter einer erhöhten Neuverschuldung unterstreichen. Sie sollen aber auch Ausnahmen für besondere Krisenszenarien vorsehen und diese möglichst mit eindeutigen Beurteilungskriterien versehen
.

Auch ein gewisser Zwangscharakter der Vorschriften ist erforderlich
, nicht zuletzt, damit die Tagespolitik, mit Hinweis auf die Gesetzeslage, ihr angetragene Begehrlichkeiten aus allen Lagern leichter zurückweise kann. Dabei lassen sich diese Regelungen unterscheiden in gesetzlich fundierte, befristete Konsolidierungsverfahren (z.B. das Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz in den USA) und in konstitutionelle, eher präventiv wirkende Regeln, wie etwa die Artikel 109 und 115 GG. Während erstere darauf abzielen, ein bestimmtes, als wünschenswert angesehenes Ziel, z.B. hinsichtlich des Schuldenstandes zu erreichen sind letztere dazu gedacht, die Unvollkommenheit des politischen Systems auszugleichen und dauerhaft eine nach Maßgabe des Gesetzgebers für positiv erachtete Anreizstruktur zu schaffen.

Auch ein Schutz vor Umgehungsmechanismen und Schlupflöchern ist erforderlich, wenn die konstitutionellen Regelungen überhaupt wirkungsvoll arbeiten sollen. Vor allem die Nebenhaushalte
, auch „off-budget-Unternehmen“ genannt, stellen inzwischen eine nicht zu unterschätzenden Position hinsichtlich ihres Schuldenstandes dar. In Deutschland sind dies vor allem die Treuhandanstalt bzw. ihre Nachfolger (168 Mrd. DM), die Bundespost (105 Mrd. DM), der Kreditabwicklungsfonds (94 Mrd. DM) und der Fonds Deutsche Einheit (88 Mrd. DM). Der Anteil der Nebenhaushalte an der Gesamtverschuldung der Bundesrepublik beträgt 29% und ist damit größer als der aller Bundesländer zusammen
.  Will man diesen Ausgliederungstricks wirkungsvoll begegnen, so muß man entweder die Bildung solcher Nebenhaushalte generell verbieten oder verpflichtend einführen, daß sie in vollem Umfang auf die staatliche Kreditaufnahme anzurechnen sind.

5. Ausgewählte konstitutionelle Beschränkungen:
Aufbau, Implementierung, Wirksamkeit und Kritik

5.1.  Deutschland:

Artikel 115 des Grundgesetzes besagt – zusammengefaßt -, daß die Einnahmen aus Krediten nicht höher sein dürfen als die Investitionsausgaben. Ausnahmen sind nur zulässig zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Diese Begrenzung durch die Investitionsausgaben wurde seit Bestehen der Bundesrepublik bis einschließlich 1988 insgesamt sieben mal überschritten:

1975
1976
1978
1981
1982
1983
1988

11,8 Mrd. DM
10,4 Mrd. DM
2,1 Mrd. DM
1,9 Mrd. DM
6,9 Mrd. DM
7,6 Mrd. DM
4,5 Mrd. DM

Als problematisch hat sich Absatz 2 des Artikels erwiesen, wo es heißt: „für Sondervermögen des Bundes können durch Bundesgesetz Ausnahmen von Absatz 1 zugelassen werden“. Der Schuldenstand dieser Sondervermögen hat – wie weiter oben bereits dargestellt – inzwischen eine beachtliche Dimension erreicht; von 1970 bis 1993 wuchsen er, vor allem vereinigungsbedingt, von 27,2 Mrd. DM auf 309 Mrd. DM an.

Die Formulierungen des Art. 115 GG sind nicht eindeutig, und so mußte sich das Bundesverfassungsgericht im Rahmen einer Normenkontrollklage der CDU aus dem Jahre 1982, bei der es eigentlich um die Feststellung ging, ob der Bundeshaushalt 1981 verfassungsmäßig sei oder nicht, mit dieser Problematik befassen. Mit seinem 7 Jahre später gefällten Urteil ging das Bundesverfassungsgericht aber viel weitreichender und allgemeiner auf die Materie ein
: Es stellte fest, daß auch die gemäß Art. 115 Abs. 1 Satz 2 zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts ermöglichte erhöhte staatliche Kreditaufnahme  an den Artikel 109 GG gebunden ist, der Art. 109 GG also eine eigene Verschuldungsgrenze darstellt. Das gelte darüber hinaus um so mehr in konjunkturellen Normallagen, wo die Kreditaufnahme nicht nur an den Investitionsausgaben sondern auch an Art. 109 GG gemessen werden müsse, was dazu führen kann, daß die Neuverschuldung unter Umständen hinter den Investitionsausgaben zurückbleiben muß. Auch wurde angeführt, daß zur Inanspruchnahme einer erhöhten Kreditaufnahme nach Art. 115 Abs. 1 Satz 2 das gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht ernsthaft und nachhaltig gestört sein muß und die Kreditaufnahme in Umfang und Verwendung dazu geeignet zu sein hat, diese Störung zu beseitigen. Der politische Entscheidungsträger hat zwar einen Entscheidungsspielraum bei der Feststellung einer solchen Störung, doch stellt er sie fest und wählt die erhöhte, d.h. die Investitionsausgaben übersteigende, Kreditaufnahme, so trifft ihn auch eine Darlegungspflicht. Er muß auch darlegen, ob er sich darin in Übereinstimmung mit anerkannten Experten, etwa dem Wissenschaftlichen Beirat oder der Bundesbank, befindet bzw. warum er trotz abweichender Expertenmeinung daran festhält. Diese Darlegungspflicht stellt ein Gegengewicht zu den weitgehend unbestimmten materiell-rechtlichen Vorgaben des Art. 115 GG dar und soll den Ausnahmecharakter der zusätzlichen Kreditaufnahme unterstreichen. Was die Bestimmung des Investitionsbegriffes anbelangt, so bleibt das Bundesverfassungsgericht eher vage; es fordert lediglich, daß er nicht weiter gefaßt werden dürfe als bisher üblich
. 

Der Artikel 109 GG besagt in Satz 2, daß Bund und Länder den Erfordernissen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Rechnung  tragen müssen und räumt in Satz 4 dem Bundesgesetzgeber die Möglichkeit ein, ein (zustimmungsbedürftiges) Gesetz zu erlassen, mit dem zur Abwehr einer Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts Höchstbeträge, Bedingungen und Zeitfolgen für die Aufnahme von Krediten durch die Gebietskörperschaften und Zweckverbände vorgeschrieben werden können.

Ökonomisch gesehen sind Störungen des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts sowohl Rezession als auch Boomphasen; die Boomphasen werden aber in Art. 115 GG  total vernachlässigt. In Verbindung mit Art. 109 GG ergibt sich jedoch die Pflicht
, dann die Höchstgrenze gemäß Art. 115 GG – die Investitionsausgaben – nicht voll auszuschöpfen, was ggf. bis hin zur verbindlichen Bildung von Rücklagen führen kann. Der Artikel 115 GG regelt also in allen Konjunkturphasen alleine weder ob noch wieviel Kreditmittel aufgenommen werden (können), sondern immer nur in Verbindung mit dem Artikel 109 GG, der ggf. der entscheidendere für die Bemessung ist. Warum diese doppelte Verankerung in der Verfassung? Der Artikel 109 GG ist mehr noch als der Artikel 115 GG geprägt von unbestimmten Rechtsbegriffen und vagen Grundsätzen („gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht“, „Höchstbeträge“...), gibt aber für alle Konjunkturlagen klare Richtungen vor. Der Artikel 115 GG bietet mit den Investitionsausgaben zumindest in konjunkturellen Normallagen wenigstens eine Richtschnur für eine Obergrenze und ist somit für die Tagespolitik ein eher praktikabler Maßstab. Auch definiert er die Rahmenbedingung für eine Abweichung nach oben, während Art. 109 GG Bedingungen für eine – bindende - Unterschreitung (der Kreditaufnahme gegenüber den Investitionsausgaben) festlegt
, um so dem Staat die Fähigkeit zu erhalten, jetzt und in der Zukunft adäquat auf Probleme reagieren zu können.

Das im Grundgesetz erwähnt Ausführungsgesetz zu Artikel 115 GG, das auch vom Bundesverfassungsgericht angemahnt wurde, wurde bis heute allerdings nur unzureichend umgesetzt
. Zwar wurde der Investitionsbegriff in das Haushaltsgrundsätzegesetz (HGRG)
 und dann auch in die Bundeshaushaltsordnung (BHO) aufgenommen, doch handelte es sich dabei nicht um eine Überprüfung oder Neufassung der alten Definition, sondern es wurde lediglich eine Verwaltungsvorschrift in den Gesetzesrang erhoben. 

Aber auch das in beiden Grundgesetzartikeln als Meßlatte verwendete „gesamtwirtschaftliche Gleichgewicht“ selbst ist ein unbestimmter Rechtsbegriff; es wird in der Praxis daher meist zur Definition der § 1 des Stabilitätsgesetzes herangezogen
, der von folgenden Voraussetzungen ausgeht: Stabilität des Preisniveaus, hoher Beschäftigungsstand, außenwirtschaftliches Gleichgewicht und angemessenes Wirtschaftswachstum. Dabei müssen nicht alle diese Ziele, die zum Teil auch selbst gegenläufig sind, voll erfüllt sein, um Stabilität zu definieren; im Umkehrschluß gilt dann, daß auch aus dem Nichterfülltsein eines Zieles noch keine Störung des gesamtwirtschaftliche Gleichgewichts abgeleitet werden kann, sondern erst dann, wenn mehrere dieser Ziele ernsthaft und nachhaltig gestört sind. Das Stabilitätsgesetz selbst beinhaltet darüber hinaus auch einen konstitutionellen Mechanismus zur Begrenzung der Staatsverschuldung, indem, orientiert an Art. 109 Abs. 4 GG, in §§ 19 – 22 StWG eine Schuldendeckelung, d.h. eine direkte Beschränkung der Verschuldung aller Gebietskörperschaften durch den Zentralstaat aus stabilitätspolitischen Gründen ausdrücklich vorgesehen ist.

5.2.  Die Europäische Union und der Maastrichter Vertrag

Der Maastrichter Vertrag beinhaltet mehrere Regelungen zur Begrenzung der Staatsverschuldung. Am weitreichendsten und auch und der Öffentlichkeit am meisten beachtet, sind die Artikel 104 b und, in erster Linie, 104 c des EG-Vertrages. Artikel 104 b des EG-Vertrages besagt, daß weder die Gemeinschaft, noch einzelne Mitgliedsstaaten für Verbindlichkeiten einer staatlichen Körperschaft eines anderen Mitgliedsstaates haften („no-bail-out“)
. Damit soll bereits im Vorfeld der Anreiz eines solchen „bail-outs“ eliminiert werden, der in föderalen Staatsgebilden darin besteht, daß man nicht alleine für die Folgen seiner Verschuldungspolitik aufkommen muß, sondern ggf. andere zum Beistand verpflichtet sind. Trotz dieses rechtlichen Ausschlusses darf aber nicht die Gefahr übersehen werden, daß im Zweifelsfall ein solcher Beistand für ein sich in einer Notlage befindliches Mitgliedsland notwendig werden könnte, sei es nun aus einer moralischen Verpflichtung heraus oder um ein Schwinden des Vertrauens  der Weltwirtschaft und der internationalen Finanzmärkte in den gemeinsamen Wirtschaftsraum und die Stabilität der gemeinsamen Währung zu verhindern.

Artikel 104 c des EG-Vertrages legt Kriterien für eine stabile Haushaltsführung fest. Diese Stabilitätskriterien sind wie folgt definiert: die Defizitquote besagt, daß das jährliche Haushaltsdefizit 3 % des BSP und die Schuldenstandsquote 60 % des BSP nicht überschreiten dürfen. Zur Vereinheitlichung der je nach Mitgliedsland unterschiedlichen Definitionen werden auch die Begriffe Staat, Investition, Defizit und Schuldenstand einheitlich vorgeschrieben. Aus deutscher Sicht ist vor allem die Definition des Staates bedeutsam, da sie den Gesamtstaat (d.h. Bund, Ländern, Gemeinden und staatlichen Sozialversicherungsträgern) in den Mittelpunkt stellt, satt wie in der Bundesrepublik hauptsächlich die Verschuldung des Bundes zu berücksichtigen. Neben der nicht zu unterschätzenden Öffentlichkeitswirksamkeit, die vor allem die Stabilitätskriterien ausgelöst haben, sieht der EG-Vertrag auch Sanktionen für den Fall der Nichteinhaltung vor. Dabei ist die Doppelwirkung der Stabilitätskriterien zu beachten
. Einerseits sind sie Eintrittsbarriere für die Teilnahme an der Währungsunion, habe also einen gewissen Auswahlcharakter; als Sanktion droht damit die Nichtaufnahme in den Kreis der Euro-Länder. Kritisch anzumerken ist hierbei allerdings, daß es sich dabei nicht um einen Automatismus handelt, sondern daß die Stabilitätskriterien nur als Grundlage für den Entscheidungsprozeß über die Aufnahme dienen. Die Aufnahme kann auch erfolgen, falls die Kriterien „ausnahmsweise und vorübergehend“ nicht erfüllt wurden oder „erheblich und laufend“ zurückgegangen sind, ohne den Grenzwert jedoch zu erreichen. Damit ist eine – zumindest teilweise – Aushöhlung  der Kriterien auf politischem Wege möglich. Die zweite Wirkungsrichtung der Stabilitätskriterien ist die Prävention unverhältnismäßiger Staatsverschuldung nach Eintritt der Währungsunion. Auch hier gibt es Sanktionen, die mit 2/3-Mehrheit des Rates beschlossen werden müssen und sich stufenweise gestalten; beginnend mit einer Empfehlung an das betreffende Land, seinen Haushalt zu konsolidieren, über die Veröffentlichung dieser Empfehlung, dem Einräumen einer Frist und, nach deren Ablauf, dem Verhängen von Sanktionen. Diese sind in Artikel 104 c des EG-Vertrages geregelt. Es stehen vier Möglichkeiten zur Auswahl:

· die Verpflichtung für das betroffene Land, bei der Begebung von Schuldtiteln bestimmte Daten über seine Haushaltslage zu veröffentlichen

· die Europäische Investitionsbank überprüft ihre Darlehenspolitik gegenüber dem betroffenen Land

· das Land muß eine unverzinsliche Einlage bei der Gemeinschaft hinterlegen

· es wird eine angemessene Geldbuße verhängt

Der Maastrichter Vertrag beinhaltet auch ein Verbot der staatlichen Kreditaufnahme bei der jeweiligen Notenbank
 und die garantierte Unabhängigkeit der Zentralbank.

Was nun allgemein die Beurteilung der Wirksamkeit der Maastrichter Kriterien angeht
, so ist zunächst positiv zu vermerken, daß die Konvergenzkriterien nicht einfachgesetzlich verankert sind, sondern Verfassungsrang genießen, die formell-rechtliche Verankerung also hinreichend sicher scheint. Auch die leichte Handhabung durch die Verwendung relativer Grenzen und die recht umfassende Definition des Staates (s.o.) ist positiv. Neben den grundsätzlichen Nachteilen bei der Verwendung von Quoten (Informationsverlust, Unsicherheit der internationalen Vergleichbarkeit und Erhebungsprobleme) scheint auch die willkürliche, nicht durch ökonomische Erkenntnisse gestützte, Festsetzung der Grenzwerte problematisch. Der Hauptkritikpunkt richtet sich aber auf die Umgehungsmöglichkeiten mittels des politischen Prozesses, da ein Automatismus für die Sanktionierung nicht vorgesehen ist. Auch die möglichen Sanktionen selbst bieten Anlaß zur Kritik; von den oben dargestellten Strafmaßnahmen können keinesfalls alle als wirksame Abschreckung angesehen werden.


5.3.  USA

Auch in den USA finden sich immer wieder Versuche, die Staatsverschuldung auf konstitutionellem Wege zu begrenzen oder abzubauen. In den 70er Jahren waren alle bis dahin angewendeten Konzepte aufgrund ständig gestiegener Schuldenlast in die Kritik geraten. Buchanan führte diesen Anstieg auf eine keynsianisch ausgerichteten Wirtschaftspolitik zurück, in deren Folge das Bewußtsein für die Bedeutung eines ausgeglichenen Haushalt geschwunden sei
. Auch der Budgetbildungsprozeß trug zu einer sich ausweitenden Verschuldung bei, da alle Einzelhaushalte getrennt beschlossen wurden und dabei der Blick für das Defizit des Gesamthaushalts verlorenging
.

Davon geprägt und vor dem Hintergrund der Steuerzahlerrevolten, die 1978 von Kalifornien ausgehend über das ganze Land gingen, wurde 1985 das Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz eingebracht, das, benannt nach seinen Initiatoren, die Staatsverschuldung auf konstitutionelle Weise begrenzen sollte 
. Ziel des Gesetzes war es, das Defizit schrittweise durch abnehmende, jährliche Maxima für die Kreditaufnahme zurückzuführen und schließlich 1991 einen ausgeglichenen Haushalt vorzulegen. Gleichzeitig wurde aber auch nochmals die Obergrenze für die erlaubte staatliche Kreditaufnahme deutlich angehoben, um damit die in diesem Jahr drohende Zahlungsunfähigkeit zu verhindern. Das Gesetz sah außerdem Ausnahmen für rezessive Phasen (durch befristete Aussetzung oder Abschwächung der Vorgaben) vor. Für den Fall der Überschreitung der Obergrenze war ein automatisches Kürzungsverfahren vorgesehen, von dem alle Haushaltspositionen proportional betroffen sein sollten, um den Druck für alle Beteiligten gleich groß werden zu lassen, diese Situation bereits im Vorfeld durch freiwillige Absprachen zugunsten einer Einhaltung der Vorgaben gar nicht erst entstehen zu lassen. Auch sollten alle ausgabenwirksamen Änderungsanträge für den Haushalt defizitneutral sein müssen, d.h. Befürworter zusätzlicher Ausgaben mußten auch gleich erklären, durch Kürzungen an welcher Stelle ihr Programm zu finanzieren sei, was sich disziplinierend auf die Ausgabenmoral auswirken sollte.
In der Folge konnte das Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz aber die damit verbundenen Hoffnungen nicht erfüllen
; immer wieder wurden die Obergrenzen erhöht (was mit einfacher Mehrheit geschehen konnte, da diese nur einfachgesetzlich verankert waren) und der Zeitplan verschoben, um den Druck des Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz zu umgehen. Außerdem
 wurde beschlossen, die linearen Kürzungen („Sequestration“) nur dann in Kraft treten zu lassen, falls die Defizitgrenze um mehr als 10 Mrd. $ überschritten wird. Der Nachfolger des Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz, der Budget Enforcement Act ging sogar noch weiter; in ihm war u.a. festgelegt, daß der Kürzungsmechanismus mit qualifizierter Mehrheit ganz umgangen werden konnte. Außerdem  wurden nach und nach immer mehr Haushaltspositionen von der Sequestration ganz ausgenommen, so daß schließlich überhaupt nur noch etwa 50% aller Positionen von der Kürzungsandrohung und dem dadurch geschaffenen Druck betroffen waren.
Festzustellen bleibt bei alledem, daß der Schuldenstand in den USA von 914,3 Mrd. $ 1980 auf 4535,7 Mrd. $1993 angestiegen ist
! Sucht man nun die Ursachen für das Scheitern des Gramm-Rudman-Hollings-Gesetz oder seiner Nachfolger, so sind diese vor allem in der unzulänglichen Ausgestaltung der konstitutionellen Regelungen, z.B. der durch mit einfacher Mehrheit zu ändernden Kreditgrenzen
 oder dem Fehlen wirksamer Sanktionen, zu sehen. Außerdem wurde, besonders in Jahren, in denen mit einer linearen Kürzung gerechnet werden mußte, bei der Aufstellung der Einzelhaushalte diese Kürzung bereits vorweggenommen, d.h. auf den ursprünglichen Betrag wurde ein entsprechender Aufschlag vorgenommen, um auch nach der Sequestration über den ursprünglichen Betrag verfügen zu können.

6. Neue oder alternative Ansätze zur konstitutionellen Begrenzung der Staatsverschuldung

Die oben dargestellten konstitutionellen Begrenzungen sind natürlich nur ein Teil der implementierten oder theoretisch möglichen Regelungen; einige weitere Ansätze, insbesondere solche, die besonders in den Kontext bestehender Regelungen der Bundesrepublik passen, sollen hier – in aller Kürze – abschließend noch vorgestellt werden.


6.1. Ansätze, die auf die Veränderung vorhandener Regelungen abzielen: 

· Einbeziehung des Bundesbankgewinnes in die „Einnahmen aus Krediten“; diese Forderung folgt weitgehend der Feststellung des Bundesverfassungsgerichts, daß die Abführung des Bundesbankgewinnes an den Staat einer „Kreditaufnahme ohne Zins- und Tilgungsverpflichtung“ gleichkommt
.

· Einbeziehung alles Sondervermögen und Off-Budget-Unternehmen bei der Ermittlung der Staatsverschuldung 

· Ausweitung der Darlegungspflicht dahingehend, daß nicht nur eine Überschreitung der Kreditbegrenzung sondern generell jedes eingegangene Defizit explizit begründet werden muß

· Konkretisierung des Ausführungsgesetzes zu Artikel 115 GG hinsichtlich des Investitionsbegriffes, insbesondere Definition der Investitionen als Nettoinvestitionen



6.2.  Ansätze, die nicht auf bestehende Regelungen aufbauen:

· Erhöhen der Mehrheitsanforderungen für die staatliche Kreditaufnahme, etwa auf eine qualifizierte 2/3-Mehrheit

· Übertragung der Entscheidungskompetenz in Sachen Staatsverschuldung auf eine unabhängige Instanz, z.B. die Bundesbank, die mehr Gewähr für einen rationalen Gebrauch dieses Finanzierungsmittel bietet

· Einführung einer dem „non-bail-out“ des Maastrichter Vertrages entsprechenden Regelung statt der bisher verankerten Bundestreue, die den Bund und die Bundesländer zur Hilfe für übermäßig verschuldete Bundesländer verpflichtet und so für diese eine inverse Anreizstruktur beinhaltet

· Einführung eines Volksentscheides zum Thema Staatsverschuldung, was sich dann disziplinierend auf die Politik auswirkt
. In der Schweiz ist es beispielsweise auf Kantonsebene möglich, über die Einnahmenseite des öffentlichen Budgets abzustimmen.

Zu den vier Punkten dieser Rubrik ist aber kritisch anzumerken, daß es bezüglich jedes einzelnen erhebliche Bedenken hinsichtlich ihrer Verfassungsmäßigkeit gibt.

7. Fazit

Die Neue Politische Ökonomie liefert, wie weiter oben dargelegt, sehr gute Erklärungen für die Entwicklung der Staatsverschuldung. Sie stellt klar, daß diese vor allem in den Merkmalen repräsentativer Demokratien und weniger in rein ökonomischen Gründen ihr langfristige Ursache hat. Deshalb liegt es nahe, auch zur Lösung dieser Problematik auf diese Erkenntnisse zurückzugreifen und konstitutionelle Regelungen zu implementieren, die „bereits im parlamentarisch-politischen Vorfeld der Haushaltsgesetzgebung wahrgenommen“ 
 werden, also ein auf falschen Anreizen basierendes Politikversagen von vornherein ausschließt. Allerdings ist schon bei ihrer Formulierung und Implementierung auf die Sicherung vor Aufweichungs- und Umgehungsmöglichkeiten zu achten. Einer all diesen Anforderungen genügenden Verfassungsgrenze kann aber wohl mit Recht Vertrauen hinsichtlich ihrer Problemlösungsfähigkeit entgegengebracht werden.
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